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Zur Reform
des deutschen
Haushaltsrechts

Die deutschen Staatsschulden sind in

den letzten Jahrzehnten kontinuierlich

gestiegen. Seit einigen Jahren wird

auch die in der Europ�ischen W�h-

rungsunion festgelegte Obergrenze

von 60% des Bruttoinlandsprodukts

deutlich �berschritten. K�nftige Gene-

rationen werden aufgrund der demo-

graphischen Entwicklung zus�tzlich

durch die umlagefinanzierten sozialen

Sicherungssysteme belastet werden.

Daher besteht weitgehende �berein-

stimmung, dass eine Reform der natio-

nalen Haushaltsregeln zur Begrenzung

der staatlichen Verschuldung notwen-

dig ist. Grunds�tzlich gibt es hierf�r

verschiedene Wege. Mit dem europ�i-

schen Stabilit�ts- und Wachstumspakt,

der ein wichtiges Fundament der ge-

meinsamen Geldpolitik ist, wurde eine

Vorentscheidung f�r strukturell min-

destens ann�hernd ausgeglichene

Haushalte getroffen. Dabei k�nnen

konjunkturbedingte Schwankungen

durch die automatischen Stabilisatoren

abgefedert werden, und f�r Ausnah-

mesituationen bestehen erweiterte

Spielr�ume. Um die Bindungswirkung

der Grenzen zu st�rken, scheinen klare

und nachvollziehbare Regelungen in

den Verfassungen von Bund und L�n-

dern ebenso wichtig wie transparente

kurz- und mittelfristige Haushaltspla-

nungen und eine Erl�uterung von

Planabweichungen. Verst�ße w�ren

dann klar zu diagnostizieren, sodass

eine zeitnahe Korrektur sichergestellt

werden kann.
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Entwicklung der staatlichen

Verschuldung

Seit der Gr�ndung der Bundesrepublik sind

die Schulden des Staates erheblich gestiegen.

Ausgehend von (umgerechnet) 10 Mrd 3 im

Jahr 1950 wuchsen sie bis 1970 auf 64 Mrd 3.

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) nahm aller-

dings noch etwas kr�ftiger zu, sodass die

Schuldenquote insgesamt leicht auf unter

18% zur�ckging. In den Folgejahren stieg sie

dann aber deutlich. Ende 1985 betrugen die

Verbindlichkeiten der Gebietsk�rperschaften

bereits ann�hernd 390 Mrd 3 oder fast 40%

des BIP. Nachdem sich diese Relation bis zum

Ende der achtziger Jahre kaum ver�ndert

hatte, kam es im Gefolge der Vereinigung

Deutschlands wieder zu einer starken Zu-

nahme. Der im Zusammenhang mit den Ver-

handlungen �ber die Europ�ische W�hrungs-

union 1992 eingef�hrte Referenzwert von

60% wurde – nach heutigem Datenstand –

im Jahr 1998 erstmals �berschritten. Der kon-

tinuierliche Anstieg �ber diesen Grenzwert

hinaus wurde in den Jahren 2000 und 2001

unterbrochen, als mit den umfangreichen Er-

l�sen aus der Versteigerung von UMTS-Lizen-

zen Schulden getilgt wurden. In den Folgejah-

ren f�hrten die hohen staatlichen Defizite je-

doch dazu, dass die Schuldenquote bis zum

Jahr 2005 auf beinahe 68% anstieg. 2006

kam es trotz eines sehr kr�ftigen Zuwachses

des nominalen BIP bei deutlich r�ckl�ufiger

Defizitquote nur zu einem sehr begrenzten

R�ckgang der Schuldenquote, und der Schul-

denstand nahm auf fast 1 570 Mrd 3 zu.

Die Entwicklung der Verschuldung war bei

den einzelnen Gebietsk�rperschaften recht

unterschiedlich. Bis in die fr�hen siebziger

Jahre wuchsen die kommunalen Verbindlich-

keiten deutlich schneller als die des Bundes

und erreichten damals fast dessen Niveau.

Anschließend beschleunigte sich der Anstieg

vor allem beim Bund, aber auch bei den L�n-

dern erheblich, w�hrend die Entwicklung bei

den Gemeinden insgesamt deutlich verhalte-

ner verlief. Die Zunahme divergierte zwischen

den einzelnen L�ndern stark. So war zum

Ende des letzten Jahres der Schuldenstand je

Einwohner in Bremen mit 20 300 3 sechsein-

halb Mal so hoch wie in Bayern (einschl. der

Gemeindeebene). Mit zuletzt gut drei F�nf-

teln lastet aber der gr�ßte Teil der staatlichen

Verbindlichkeiten auf dem Bundeshaushalt

(einschl. seiner Nebenhaushalte), dessen An-

teil gegen�ber 1973 damit um 20 Prozent-

punkte zunahm.

in % des BIP

Jahreswerte

1950 60 70 80 90 00 2006

Staatliche Schuldenquote *)

* Ab 1970 BIP gemäß ESVG 1995. Bis
einschl. 1990 ohne neue Länder. Ab 1991
Maastricht-Schulden (einschl. Münzumlauf,
Sozialversicherungen, Platzhaltergeschäfte).
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Starker Anstieg
der staatlichen
Schulden ...

... insbesondere
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einzelner
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Die Erfahrungen der Vergangenheit und

polit-�konomische Argumente (vgl. dazu die

Ausf�hrungen auf S. 50) legen nahe, dass im

politischen Prozess regelm�ßig in sp�ter als

zu hoch empfundenem Umfang auf Staats-

verschuldung zur�ckgegriffen wird. Hierbei

spielt insbesondere eine Rolle, dass h�ufig die

in der Zukunft entstehenden Lasten aus der

Kreditaufnahme nur unvollst�ndig in das Kal-

k�l eingehen, sodass hieraus eine �berm�-

ßige Belastung k�nftiger Steuerzahler resul-

tiert. Auch besteht etwa vor Wahlen ein ver-

st�rkter Anreiz, durch erh�hte Kreditauf-

nahme Partikularinteressen zu befriedigen.

Insofern k�nnen im Vorfeld beschlossene

Haushaltsregeln der Neigung zur Kreditfinan-

zierung entgegenwirken. Sie haben somit

letztlich eine �hnliche Begr�ndung wie die

�bertragung der Geldpolitik an eine unab-

h�ngige Notenbank.

Bestehende Regeln zur Eind�mmung

der Kreditaufnahme

Das Grundgesetz von 1949 enthielt bereits

eine Regel zur Begrenzung der Kreditaufnah-

me des Bundes, die sich eng an die Vorg�n-

gerregelung der Weimarer Reichsverfassung

anlehnte. Der Artikel 115 GG gestattete ur-

spr�nglich die Aufnahme von Krediten nur

„bei außerordentlichem Bedarf und in der Re-

gel nur f�r Ausgaben zu werbenden Zwe-

cken“. Darunter waren Aufwendungen zu

verstehen, die sich in den Folgejahren durch

h�here Einnahmen des Bundes gleichsam

selbst finanzierten. Die Kreditaufnahme war

so stets objektbezogen. Allerdings wurde die

Bestimmung, nicht zuletzt durch Dehnung

des außerordentlichen Bedarfs, mitunter wei-

ter interpretiert als vom Verfassungsgesetz-

geber intendiert.1)

Mit der Reform der Finanzverfassung in den

sp�ten sechziger Jahren wurde eine an den

investiven Ausgaben orientierte Regelgrenze

f�r die Kreditaufnahme eingef�hrt. Zudem

wurde die an keynesianische Ideen ange-

lehnte Steuerung der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung in den Zielkatalog aufgenom-

men. Fortan sollte die Haushaltswirtschaft ge-

m�ß Artikel 109 Absatz 2 GG den Erforder-

nissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-

wichts Rechnung tragen. Erfolge bei der

�berwindung einer Konjunkturabschw�-
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1 Vgl.: W. Patzig (1991), Haushaltsrecht des Bundes und
der L�nder. Kommentar zu den Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften, A/115/9.
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M�gliche Begr�ndungen und notwendige Grenzen staatlicher Kreditaufnahme

Grunds�tzlich kann in der Herstellung einer gerech-
ten Lastenverteilung zwischen den Generationen
eine Begr�ndung f�r Staatsverschuldung gesehen
werden. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, dass
nachfolgende Generationen aus bestimmten heuti-
gen Staatsausgaben Nutzen ziehen k�nnen und in-
soweit auch an der Finanzierung beteiligt werden
sollten. So k�nnte eine wachstumsf�rdernde Politik
mit einer gezielten Ausweitung der wirtschaft-
lichen Leistungsf�higkeit nachfolgender Generatio-
nen eine Verschiebung von Finanzierungslasten auf
die Zukunft rechtfertigen. Allerdings lassen sich
Maßnahmen mit positiven Wachstumseffekten
kaum verl�sslich identifizieren beziehungsweise in
ihren Auswirkungen quantifizieren.

In eine vergleichbare Richtung geht die Orientie-
rung an Verm�genswerten des Staates, die an nach-
folgende Generationen �bertragen werden. Da-
nach l�sst sich eine Schuldenaufnahme zum Verm�-
gensaufbau rechtfertigen, wenn dem Schulden-
dienst ein entsprechender Nutzen aus dem gebilde-
ten Staatsverm�gen gegen�bersteht. Dabei sind
aber die Abschreibungen gegenzurechnen, sodass
auf die Nettoinvestitionen als Verschuldungsgrenze
abzustellen ist. Allerdings bleibt kritisch zu hinter-
fragen, ob die zum Schuldendienst verpflichteten
Generationen tats�chlich den aus heutiger Sicht er-
hofften Nutzen aus dem Verm�gen ziehen. Hierbei
ist auch zu bedenken, dass staatliche Sachinvestitio-
nen mit nutzungsspezifischer Ausgestaltung nur
eingeschr�nkt zu ver�ußern sind und mit dem Be-
trieb erhebliche Folgekosten verbunden sein k�n-
nen. Beim Finanzverm�gen ist zu ber�cksichtigen,
dass beispielsweise der Darlehensbestand oftmals
F�rderkomponenten enth�lt und nur unter ent-
sprechenden Preisabschl�gen zu verwerten ist.
Schließlich sollte nicht �bersehen werden, dass
auch von anderen Bereichen des Staatshaushalts
(z.B. den umlagefinanzierten Sozialversicherungen)
erhebliche – gegenl�ufige – Einfl�sse auf die inter-
generative Verteilung ausgehen.

W�hrend die zuvor genannten Argumente auf eine
Rechtfertigung struktureller Verschuldung abzie-
len, handelt es sich bei konjunkturell begr�ndeter
Kreditaufnahme nur um eine tempor�re Verschul-
dung. So erscheint es sinnvoll, konjunkturbedingte
Schwankungen der Einnahmen und Ausgaben nicht
durch kurzfristige Gegenmaßnahmen mit m�gli-
cherweise die zyklischen Ausschl�ge verst�rkenden
und die Allokation verzerrenden Wirkungen aus-

zugleichen. Dann k�nnen konjunkturelle Aus-
schl�ge durch das automatische „Atmen“ der staat-
lichen Haushalte ged�mpft werden. Bei einem sym-
metrischen Konjunkturverlauf gleichen sich Mehr-
und Minderbelastungen durchschnittlich in etwa
aus, und der Schuldenstand �ndert sich hierdurch
letztlich nicht. W�hrend das Wirkenlassen der auto-
matischen Stabilisatoren weitgehende Zustimmung
findet, wird eine aktive Konjunktursteuerung �ber
gezielte Maßnahmen zur Stabilisierung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung h�ufig deutlich skep-
tischer gewertet. Nicht zuletzt wegen der erheb-
lichen Verz�gerungen zwischen dem Eintreten
einer St�rungslage, ihrer Diagnose, dem Beschluss
von Gegenmaßnahmen und deren Wirken be-
stehen erhebliche Zweifel, ob eine aktive Stabilisie-
rung der Wirtschaftsentwicklung erfolgreich durch-
zuf�hren ist. Zudem hat sich gezeigt, dass expansive
Impulse regelm�ßig popul�rer sind als Einschnitte
in Boomphasen, was zur strukturellen Ausweitung
der staatlichen Verschuldung in der Vergangenheit
beigetragen haben d�rfte.

Dar�ber hinaus k�nnen auch besondere Ausnahme-
situationen eine Verschuldung begr�nden. So k�n-
nen etwa bei gr�ßeren Naturkatastrophen Belas-
tungen des Staatshaushalts entstehen, deren kurz-
fristiger Ausgleich vor�bergehend deutlich h�here
Abgabens�tze erforderlich machen w�rde. Um dies
und die damit verbundenen gesamtwirtschaftlichen
Verwerfungen zu vermeiden, scheint eine Vorfinan-
zierung von Sonderlasten und deren Verteilung auf
mehrere Jahre durch eine vor�bergehende Kredit-
aufnahme hier vertretbar.

Grunds�tzlich sind indes stets die negativen Auswir-
kungen hoher Staatsverschuldung und der daraus
resultierenden Zinsbelastung zu bedenken. So
k�nnten bei erheblicher Haushaltsvorbelastung
durch den Schuldendienst Zweifel aufkommen, ob
der Staat seine Aufgaben noch erf�llen kann. Be-
f�rchtete Steuererh�hungen k�nnen die Investi-
tions- und Konsumbereitschaft erheblich einschr�n-
ken. Bei zunehmender Verschuldung werden am
Kapitalmarkt (mitunter schlagartig) Risikoauf-
schl�ge f�r Kredite an den Staat gefordert, wo-
durch sich die Budgetanspannung versch�rft. Im
Extremfall entsteht Druck auf die Geldpolitik, den
Schuldendienst durch Inflation zu erleichtern. Geld-
wertstabilit�t und Wirtschaftsentwicklung sind
dann erheblich gef�hrdet.

Deutsche Bundesbank
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chung in der zweiten H�lfte der sechziger

Jahre trugen dazu bei, dass der Verfassungs-

gesetzgeber zur Abwehr einer St�rung des

gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts die

�berschreitung der Regelkreditgrenze zuließ.

In konjunkturellen Boomphasen mit der Ge-

fahr starker Preissteigerungen sollte die Rege-

lung des Artikel 109 Absatz 2 GG eigentlich

darauf hinwirken, die staatliche Verschuldung

zur�ckzuf�hren, und so ihr Ausufern verhin-

dern. Die seit den siebziger Jahren erheblich

beschleunigte Zunahme der Schuldenquote

der Gebietsk�rperschaften, die – wie das

nebenstehende Schaubild zeigt – nicht von

einer Zunahme des Verm�gens begleitet

wurde und damit zu einem beinahe kontinu-

ierlichen R�ckgang des Nettoverm�gens

f�hrte, deutet freilich darauf hin, dass diese

Begrenzung nicht gelungen ist (vgl. zu den

Schwachstellen des Artikels 115 GG die Er-

l�uterungen auf S. 52 f.).

Neben den Regelungen des Grundgesetzes

haben die staatlichen Haushalte in Deutsch-

land auch europ�ische Vorschriften einzuhal-

ten. Mit dem zur Vorbereitung der W�h-

rungsunion geschlossenen Maastricht-Vertrag

wurden im Jahr 1992 Obergrenzen f�r die ge-

samtstaatlichen Defizite und Schuldenst�nde

festgelegt. F�r die Schuldenquote wurde ein

Referenzwert von 60% vereinbart, bei dessen

�berschreitung eine hinreichend schnelle An-

n�herung gefordert wird. Das weitestgehend

nach den Vorschriften der Volkswirtschaft-

lichen Gesamtrechnungen (VGR) bestimmte

Defizit darf nicht mehr als 3% des BIP betra-

gen. Mehrj�hrige �berschreitungen der Defi-

zitgrenze durch Mitgliedstaaten der W�h-

rungsunion k�nnen auf Beschluss des Rates

der Finanzminister mit Strafzahlungen von bis

zu 0,5% des BIP geahndet werden. Nicht zu-

letzt um einen ausreichenden Sicherheitsab-

stand zur Defizitgrenze zu gew�hrleisten,

wurde mit dem europ�ischen Stabilit�ts- und

Wachstumspakt von 1997 das Ziel �ber den

Konjunkturzyklus ann�hernd ausgeglichener

oder �bersch�ssiger Haushalte festgelegt.

Vor dem Hintergrund eines m�ßigen Trend-

wachstums und auch der Belastungen k�nfti-

ger Haushalte durch die demographische Ent-

wicklung strebt Deutschland ausdr�cklich

einen strukturellen Haushaltsausgleich an.2)

in % des BIP

Nettovermögen

Nettogeldvermögen

Anlagevermögen

1970 75 80 85 90 95 00 2005

Vermögen der
Gebietskörperschaften *)

Quellen: Finanzierungsrechnung der Bun-
desbank und Kapitalstockrechnung des Sta-
tistischen Bundesamtes. — * Anlagevermö-
gen (ohne Grundstücke) und Geldvermö-
gen zu Wiederbeschaffungs- bzw. Markt-
preisen. Angaben vor 1991 teilweise ge-
schätzt. Ab 1991 Gesamtdeutschland.
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2 Vgl.: Bundesministerium der Finanzen, Deutsches Stabi-
lit�tsprogramm, Aktualisierung Dezember 2006.
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Deutsche Bundesbank

Schw�chen des Artikels 115 GG

Der starke Anstieg der Bundesschulden seit der Re-
form der Finanzverfassung Ende der sechziger Jahre
wurde durch die Ausgestaltung der Kreditregel er-
leichtert. Artikel 115 Absatz 1 Satz 2 GG sieht als Re-
gelgrenze f�r die Nettokreditaufnahme die im Haus-
haltsplan veranschlagten investiven Ausgaben vor, die
erst nach einer Aufforderung durch das Bundesverfas-
sungsgericht aus dem Jahr 1989 gesetzlich definiert
wurden. W�hrend die Richter offenbar auf eine en-
gere Eingrenzung zielten, wurde die damals in der
Praxis verwendete Definition zum Maßstab gew�hlt.
So bestimmt die Summe der im Haushalt in der Grup-
pierungs�bersicht unter den Hauptgruppen 7 und 8
veranschlagten Ausgaben f�r Bauinvestitionen, Er-
werb von Sachverm�gen und Beteiligungen, Darle-
hensvergabe, Inanspruchnahmen aus B�rgschaften
und Investitionszuweisungen an staatliche Haushalte
wie Investitionszusch�sse an Private die im Regelfall
geltende Kreditgrenze.

Bei einer Absch�tzung der Auswirkungen der genann-
ten Ausgaben auf das staatliche Verm�gen ist zu-
n�chst festzustellen, dass �ber Finanzinvestitionen
des Bundes im Regelfall nicht nach Renditegesichts-
punkten entschieden wird. So bringen die Beteiligun-
gen bei Entwicklungsorganisationen kaum finanziel-
len Ertrag, und auch die h�ufig zu F�rderzwecken ver-
gebenen Darlehen f�hren oftmals nur zu R�ckfl�ssen,
die deutlich unter den Finanzierungskosten liegen.
Bei der Inanspruchnahme aus B�rgschaften erscheint
angesichts eines r�ckl�ufigen Anteils staatlicher
Schuldner zunehmend unsicher, inwieweit �berhaupt
mit R�ckfl�ssen gerechnet werden kann. Der Zuwachs
des staatlichen Verm�gens bleibt jedenfalls deutlich
hinter den Ausgaben zur�ck. Bei Investitionszusch�s-
sen an Unternehmen wird ein Wertzuwachs außer-
halb des Staatssektors bewirkt. Auch Investitionshilfen
f�r Bundesbetriebe wie die Bahn mehren bei begrenz-
ter marktlicher Rentabilit�t des Schienennetzes das
staatliche Verm�gen allenfalls teilweise.

Ebenfalls kritisch ist das Unterlassen einer Gegenrech-
nung von im kameralistischen Haushalt zwar nicht
verbuchten, aus den VGR jedoch grunds�tzlich ver-

f�gbaren Abschreibungen auf das Sachverm�gen des
Bundes sowie die unterlassene Gegenrechung von Er-
l�sen aus der Verwertung von Verm�gensteilen. Letz-
tere m�ssen nicht zur Tilgung von Altschulden einge-
setzt werden, sondern stehen zur Finanzierung lau-
fender Ausgaben zur Verf�gung. Auf diese Weise
kann die kreditbegrenzende Intention des Artikels 115
GG umgangen werden. Die zuletzt umfangreichen
Verm�gensverwertungen des Bundes deuten auf die
ausgiebige Nutzung dieser M�glichkeit hin.

Zur weitgehenden Wirkungslosigkeit hat auch die
Ausnahmeklausel des Artikels 115 Absatz 1 GG bei-
getragen. Zur Abwehr einer St�rung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts darf die Regelkredit-
grenze in praktisch unbegrenzter H�he �berschritten
werden. In ihrem Urteil aus dem Jahr 1989 hatten die
Verfassungsrichter vom Haushaltsgesetzgeber zwar
f�r diese F�lle besondere Darlegungen gefordert. So
m�sse eine ernste und nachhaltige St�rung des
grunds�tzlich als labil einzustufenden gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts vorliegen und die zus�tz-
liche Kreditaufnahme – und damit auch ihr gew�hlter
Umfang – zur Stabilisierung geeignet sein. In den Jah-
ren 2002 bis 2004 wurde die Ausnahmeklausel aber
beispielsweise insgesamt vier Mal in Anspruch genom-
men, ohne dass merkliche Erfolge im Hinblick auf die
Entwicklung der deutschen Wirtschaft oder des Ar-
beitsmarktes erzielt worden w�ren. In seinem Urteil
zum Bundeshaushalt 2004 vom Juli 2007 wertete das
Bundesverfassungsgericht die bestehende Kreditgren-
ze vor diesem Hintergrund als insgesamt weitgehend
unwirksam. Das Vorliegen einer aufgreifw�rdigen
St�rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
mochte die Mehrheit der Richter n�mlich ebenso we-
nig ausschließen wie die prinzipielle Eignung der
Maßnahmen der Bundesregierung zu deren Abwehr.
W�hrend im Stammhaushalt 2004 noch die Kreditfi-
nanzierung einer vorgezogenen Steuersenkung als
aktives Handeln gewertet werden konnte, gen�gte
dem Gericht bereits das Festhalten an diesem Kurs zur
Rechtfertigung des Nachtragshaushalts mit einer ge-
planten �berschreitung der Kreditgrenze um insge-
samt 18 Mrd 5.
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Bedenklich ist zudem, dass gem�ß § 18 Absatz 3 Bun-
deshaushaltsordnung noch nicht genutzte Kredit-
erm�chtigungen mindestens bis zum Ende des folgen-
den Haushaltsjahres g�ltig bleiben und beim Vollzug
eines Haushalts regelm�ßig zuerst genutzt wurden,
um ihren Verfall zu verhindern. Im Jahr 2004 konnte
unter R�ckgriff auf die Ausnahmeklausel der bereits
in den Vorjahren angelegte Vorrat an Restkredit-
erm�chtigungen weiter aufgestockt werden. Dessen
mit rund 9 Mrd 5 umfangreiche Nutzung im Vollzug
des Bundeshaushalts 2005 machte den erneuten R�ck-
griff auf die Klausel der Abwehr einer gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichtsst�rung entbehrlich. Die
Verfassungsgrenze f�r die Kreditaufnahme des Bun-
des wird n�mlich ausdr�cklich nur auf die Aufstellung
des Haushaltsplans bezogen. Soweit bei der Ausf�h-
rung durch Einnahmenausf�lle oder unvorherge-
sehene Mehrausgaben aus Leistungsgesetzen De-
ckungsl�cken auftreten, k�nnen diese ohne Vorlage
eines begr�ndungspflichtigen Nachtragshaushalts
�ber Restkrediterm�chtigungen geschlossen werden.
Mit einem solchen Puffer kann der Haushaltsgesetz-
geber einem Konsolidierungsdruck ausweichen, in-
dem Einnahmen großz�gig und Ausgaben f�r Leis-
tungsgesetze gezielt knapp veranschlagt werden. Der
Spielraum bis zu einem Verstoß gegen die in Arti-
kel 110 GG verankerten Haushaltsgrunds�tze der Voll-
st�ndigkeit und Wahrheit f�llt dabei recht weit aus.

Bisher wurde vom Verfassungsgericht kein Verstoß
eines Bundeshaushalts gegen die Kreditgrenze festge-
stellt. Eine wirksame Sanktionierung eines Verstoßes
scheint auch kaum m�glich. Bis zur Verk�ndung eines
Verfassungsgerichtsbeschlusses ist der betreffende
Haushalt l�ngst abgeschlossen und der Vollzug nicht
mehr zu stoppen. Das Interesse der �ffentlichkeit
richtet sich dann zumeist auf aktuellere Fragen, so-
dass die m�glichen politischen Kosten begrenzt blei-
ben d�rften. Den Verfassungsrichtern bleibt die M�g-
lichkeit, die Maßst�be f�r k�nftige Haushalte zu ver-
sch�rfen. Sofern Oppositionsparteien hoffen, sp�ter
selbst Regierungsverantwortung zu �bernehmen, ist
der Anreiz f�r ein solches Verfahren wiederum be-
schr�nkt. So wurden nach Regierungswechseln gele-

gentlich Antr�ge gegen Haushaltsgesetze wieder zu-
r�ckgezogen.

Eine gravierende weitere Schw�che des Artikels 115
GG bildet der zweite Absatz, der die Kreditregel-
grenze f�r Sonderverm�gen des Bundes ohne Ein-
schr�nkung aufhebt. Damit war offenbar urspr�nglich
eine gr�ßere Freiheit f�r in dieser Form gef�hrte Un-
ternehmen angestrebt. Im Fall der Bundespost wur-
den deren Schulden sp�ter den Nachfolgeunterneh-
men zugeordnet. Die Verbindlichkeiten der Bahn im
Umfang von fast 40 Mrd 5 wurden dagegen Mitte der
neunziger Jahre in das Bundeseisenbahnverm�gen
�berf�hrt und 1999 vom Bund �bernommen. Außer-
dem wurden zu Beginn der neunziger Jahre der Fonds
„Deutsche Einheit“ und die Treuhandanstalt geschaf-
fen, die f�r die Anschubfinanzierung der ostdeut-
schen Gebietsk�rperschaften und im Zusammenhang
mit der Privatisierung von DDR-Staatsunternehmen
n�tige Mittel großenteils mit Krediten finanzierten.
1995 wurde die – außerhalb des Staatssektors ver-
buchte – Treuhandanstalt mit Gesamtschulden von
mehr als 100 Mrd 5 in das Bundessonderverm�gen
Erblastentilgungsfonds �berf�hrt und eine Tilgung
aus dem Bundeshaushalt innerhalb einer Generation
vorgesehen. Zur Jahresmitte 1999 wurden dessen Ver-
bindlichkeiten vom Bund mit�bernommen und damit
zu Bundesschulden. Die auch von den L�ndern mitzu-
bedienenden Verbindlichkeiten des Fonds „Deutsche
Einheit“ (mit einer Ausnahmeklausel f�r m�gliche
Restschulden) wurden bei der Reform des L�nderfi-
nanzausgleichs ab dem Jahr 2005 ebenfalls in die Bun-
desschuld integriert. Im laufenden Jahr wurden dann
noch die Schulden des ERP-Sonderverm�gens vom
Bund �bernommen. Diese Vorg�nge wurden haus-
haltsrechtlich nicht als Kreditaufnahme des Bundes
gewertet. Die M�glichkeit, Kreditgrenzen mit der Bil-
dung von Sonderverm�gen oder – wie beim ERP-Son-
derm�gen – mit der gleichzeitigen Integration von
deren Schulden und verwertbarem Verm�gen in den
Bundeshaushalt zu umgehen, mindert den Konsoli-
dierungsdruck nur f�r eine begrenzte Zeit. Die Folge
sind allerdings anhaltend h�here Schuldenst�nde.
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Zur Diskussion �ber eine Neuregelung

der Kreditgrenze des Bundes

Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte

haben gezeigt, dass Regeln zur Begrenzung

der staatlichen Kreditaufnahme m�glichst

klar und transparent sein sollten, um Umge-

hungsm�glichkeiten zu begrenzen und ihre

Einhaltung besser �berpr�fbar zu machen.

Verfehlungen von Zielvorgaben sollten aus-

zugleichen sein, um eine unerw�nschte dau-

erhafte Zunahme der Verschuldung und stra-

tegisches Verhalten im Budgetprozess zu un-

terbinden. Hierbei k�nnten auch regelgebun-

dene Korrekturmechanismen hilfreich sein,

die bei einer �berschreitung die Defizit- be-

ziehungsweise Schuldenr�ckf�hrung unter-

st�tzen. Damit die Haushaltsregeln kein pro-

zyklisches Verhalten erzwingen und Hand-

lungsspielr�ume in besonderen krisenhaften

Situationen erhalten bleiben, scheinen in be-

stimmten Situationen gewisse Verschul-

dungsm�glichkeiten ratsam. Als Entschei-

dungsgrundlage f�r das Parlament und zur

Information der �ffentlichkeit sind transpa-

rente und aussagekr�ftige kurz- und mittel-

fristige Finanzplanungen und Rechenschafts-

berichte �ber Planabweichungen von beson-

derer Bedeutung.

Im Hinblick auf die Eind�mmung der langfris-

tigen Verschuldungszunahme des Bundes

wird derzeit erwogen, die Regelgrenze des

Artikels 115 GG zu sch�rfen, indem nur noch

die Investitionsausgaben bei der Bestimmung

der h�chstzul�ssigen Nettokreditaufnahme

ber�cksichtigt werden, die das staatliche Ver-

m�gen per saldo erh�hen.3) Damit m�ssten

Erl�se aus Verm�gensverwertungen und Ab-

schreibungen auf das Sachverm�gen abgezo-

gen werden, Wertsteigerungen des Verm�-

gensbestandes w�ren gegebenenfalls gegen-

zurechnen. Auch m�ssten zumindest Inves-

titionszusch�sse an nichtstaatliche Stellen

ebenso unbeachtet bleiben wie Inanspruch-

nahmen aus Gew�hrleistungen und Darle-

hensvergaben, die eine bedeutende F�rder-

komponente enthalten. Beteiligungserwerbe

w�ren nur bei Erwartung einer markt�blichen

Rendite vollst�ndig einzurechnen. Damit

w�re ein guter Teil der bisherigen investiven

Ausgaben auszublenden.

Bereinigt man vereinfacht die im Haushalts-

entwurf des Bundes f�r 2008 veranschlagten

investiven Ausgaben von 24,3 Mrd 3 um die

Beteiligungserwerbe (0,8 Mrd 3), Darlehen an

sonstige Bereiche (�berwiegend Entwick-

lungshilfe, insgesamt 1,7 Mrd 3), Inanspruch-

nahmen aus Gew�hrleistungen (1,1 Mrd 3)

und Zusch�sse an sonstige Bereiche (insbe-

sondere Unternehmen und Ausland, insge-

samt 8,3 Mrd 3), verbleibt ein Betrag von gut

12 Mrd 3. Zieht man davon noch die Einnah-

men aus Verm�gensverwertungen (Darle-

hensr�ckfl�sse von 1,5 Mrd 3 sowie Privatisie-

rungserl�se von 10,8 Mrd 3) ab, d�rfte der

Haushalt kein Defizit aufweisen. Korrigiert

man außerdem um die Abschreibungen auf

das Sachverm�gen des Bundes, die sich in der

Abgrenzung der VGR auf rund 5 Mrd 3 be-

laufen werden, w�re nach dem strengen

Konzept der Nettoinvestitionen sogar ein

�berschuss in dieser H�he erforderlich, um

eine weitere Verschlechterung der Verm�-

3 Vgl. zu einem solchen Konzept beispielsweise: Sachver-
st�ndigenrat (2007), Staatsverschuldung wirksam be-
grenzen, S. 76 ff.
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gensposition des Bundes zu verhindern (vgl.

f�r das Haushaltsjahr 2006 das nebenste-

hende Schaubild). Ebenfalls zu ber�cksich-

tigen w�ren umfangreiche Abschreibungen

auf das Sachverm�gen, das aus den Inves-

titionszusch�ssen an andere staatliche Ebe-

nen gebildet wurde.

Die Einf�hrung einer strikteren grunds�tzlich

investitionsorientierten Defizitgrenze w�re

ein erheblicher Fortschritt, der deutlich soli-

dere Staatsfinanzen zur Folge haben d�rfte.

Dabei ist aber zu bedenken, dass die Abgren-

zungen durchaus diskutabel sind und nicht

zuletzt die Wert�nderungen des Verm�gens-

bestandes umstritten sein d�rften. Damit er-

f�llte eine auf dem Konzept der Nettoinves-

titionen basierte Kreditgrenze die Kriterien

der Transparenz und Klarheit nur einge-

schr�nkt. Es w�re zu bef�rchten, dass die

Vorgaben bedarfsgerecht ausgelegt werden

und von der �ffentlichkeit nur schwer nach-

zuvollziehen sind.

Demgegen�ber bietet eine Orientierung an

den Vorgaben des europ�ischen Stabilit�ts-

und Wachstumspakts, aus denen die Bundes-

regierung f�r Deutschland das Ziel eines

strukturellen Nulldefizits f�r den gesamtstaat-

lichen Haushalt ableitet, mehr Klarheit. Diese

Zielsetzung k�nnte im Grundgesetz verankert

werden. Mit einem solchen Schritt w�rde die

zur Sicherung der W�hrungsstabilit�t getrof-

fene europ�ische Vereinbarung ausdr�cklich

bekr�ftigt, und Deutschland k�nnte in dieser

Hinsicht eine wichtige Vorbildfunktion �ber-

nehmen. Auf diesem Wege k�nnten auch die

Bundesl�nder zu einer vergleichbaren Anpas-

sung ihrer Kreditgrenzen angehalten werden.

Mit Blick auf die europ�ischen Vorgaben

k�nnte auch die Ermittlung des Finanzie-

rungssaldos im Rahmen der nationalen Haus-

haltsregeln an die VGR-Abgrenzung ange-

lehnt werden. Bei der Defizitberechnung

werden hier grunds�tzlich Transaktionen im

Finanzverm�gen des Staates (z.B. Darlehens-

vergaben oder Beteiligungsver�ußerungen)

nicht ber�cksichtigt. Privatisierungserl�se, die

in den vergangenen Jahren h�ufig zum �ber-

br�cken von Budgetl�cken genutzt wurden

und die tats�chliche Haushaltslage ver-

schleierten, st�nden somit nicht mehr zur

Finanzierung zur Verf�gung. Bei einer Orien-

tierung an den VGR-Vorgaben w�re zudem

vorteilhaft, dass f�r eine defizitneutrale Ver-

buchung eines Vorgangs internationale Stan-

dards (ESVG ’95) zu beachten sind, deren Ein-

haltung vom europ�ischen statistischen Amt
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(Eurostat) kritisch �berwacht wird. Durch

einen VGR-nahen Ankn�pfungspunkt k�nnte

sichergestellt werden, dass auch nach einer

m�glichen Umstellung der Budgetierung auf

kaufm�nnisches Rechnungswesen Konflikte

mit den europ�ischen Vorgaben verhindert

werden.4)

Bei Naturkatastrophen und besonderen Kri-

senlagen k�nnte eine Kreditaufnahme ober-

halb der Regelgrenze grunds�tzlich erlaubt

werden. Hierf�r k�nnte ein deutlich erh�htes

Zustimmungserfordernis in der Gesetzgebung

verankert werden. Eine genaue Definition sol-

cher Notlagen w�re dann nicht erforderlich.

Bei der Neugestaltung von Haushaltsregeln

sollte angestrebt werden, Gestaltungs- und

Umgehungsm�glichkeiten eng zu begrenzen.

So bestehen auch in einer VGR-nahen Ab-

grenzung Spielr�ume etwa durch den Ersatz

direkter Zusch�sse durch die Gew�hrung kre-

ditfinanzierter F�rderdarlehen, die letztlich

k�nftige Haushalte belasten. Diese w�ren

hinsichtlich ihres Subventionscharakters zu

�berpr�fen und gegebenenfalls defizitwirk-

sam zu verbuchen. Dar�ber hinaus k�nnten

zur Umgehung der Regel Ausgaben aus den

Budgets ausgelagert werden. Um die Bildung

von Sonderverm�gen mit Defiziterm�chti-

gungen zu vermeiden, w�ren f�r diese �hn-

lich strikte Grenzen vorzusehen. Beim Verbot

struktureller Defizite k�nnte zur Finanzierung

staatlicher Infrastruktur verst�rkt auf �ffent-

lich-private Partnerschaften zur�ckgegriffen

werden, wodurch letztlich eine gewisse An-

n�herung an eine zuvor beschriebene investi-

tionsorientierte Defizitgrenze erfolgen w�rde.

Bei solchen Vertr�gen �bernehmen private

Unternehmen f�r einen vereinbarten Zeit-

raum Finanzierung und Betrieb einer staat-

lichen Einrichtung und erhalten daf�r laufen-

de Nutzungsentgelte. Wenn die Einrichtung

nach Vertragsende dem Staat zuf�llt, umfasst

das Nutzungsentgelt neben Dienstleistungs-

k�ufen auch Zins- und Tilgungszahlungen.

Damit handelt es sich um ein kredit�hnliches

Gesch�ft. Bei Abschluss solcher Vertr�ge ist

deshalb sorgf�ltig zu pr�fen, ob die Leis-

tungsf�higkeit sp�terer Haushalte nicht �ber-

fordert werden k�nnte. Eventuell w�ren

Grenzen f�r das Gesamtvolumen festzule-
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gen.5) Grunds�tzlich k�nnten diese Vertr�ge

aber l�ngerfristig Haushaltsbelastungen be-

grenzen, da sie nur abgeschlossen werden

d�rfen, wenn die in § 7 Bundeshaushaltsord-

nung vorgeschriebene Wirtschaftlichkeitspr�-

fung Kostenvorteile gegen�ber einem haus-

haltsfinanzierten Investitionsprojekt belegt.

Auch hier ist ein transparenter Ausweis un-

abdingbar, der f�r die Parlamente und die

�ffentlichkeit ein zutreffendes Bild der Belas-

tungen sicherstellt.

Unabh�ngig davon, ob ein Haushaltsaus-

gleich oder eine Orientierung an den Netto-

investitionen angestrebt wird, scheint es sinn-

voll, die automatischen Stabilisatoren wirken

zu lassen. Das heißt, bei den Haushaltsregeln

w�re von konjunkturbereinigten Gr�ßen aus-

zugehen, f�r deren Ermittlung ein standardi-

siertes Verfahren mit wenigen Gestaltungs-

m�glichkeiten vorteilhaft ist. Zus�tzlich soll-

ten – ebenfalls mit einem standardisierten

Ansatz – die ausgepr�gten Aufkommens-

schwankungen bei den gewinnabh�ngigen

Steuern ber�cksichtigt werden, die teilweise

nicht im direkten Zusammenhang mit den

makro�konomischen Bezugsgr�ßen stehen

und deshalb durch die derzeit genutzten

Standardverfahren nicht als konjunkturbe-

dingt klassifiziert werden. Dabei ist zu beach-

ten, dass die zugrunde liegende Sch�tzung

der trendm�ßigen Entwicklung generell nach-

tr�glichen Revisionen unterliegt, da die zur

Trendermittlung notwendige Einsch�tzung

der k�nftigen Entwicklung naturgem�ß mit

Unsicherheit verbunden ist. Wird beispiels-

weise die Zunahme des Produktionspoten-

zials �bersch�tzt (wie h�ufig im Rahmen der

mittelfristigen Finanzplanungen in den letz-

ten Jahrzehnten), wird ein niedriges Wirt-

schaftswachstum zun�chst irrt�mlich als kon-

junkturelles Problem gewertet, obwohl es tat-

s�chlich struktureller Natur ist.

Die Haushaltsregeln sind zun�chst bei der

Haushaltsaufstellung einzuhalten. Im Vollzug

kann es aber aus verschiedenen Gr�nden zu

Abweichungen von den Planungen kommen.

Dies kann einen strategischen Hintergrund

haben, wenn Einnahmen gezielt zu hoch be-

ziehungsweise Ausgaben zu niedrig ange-

setzt werden, um die Regeln im Haushalts-

plan einzuhalten. Es kann aber auch in „ech-

ten“ Prognosefehlern begr�ndet liegen, da

vor allem die Sch�tzung der Steuereinnah-

men und die Bewertung der gesamtwirt-

schaftlichen Lage mit einer Reihe von Un-

sicherheitsfaktoren verbunden sind. Sofern

kleinere Toleranzgrenzen �berschritten wer-

den, w�ren regelwidrige Kreditaufnahmen im

Rahmen eines Nachtragshaushalts mit Kor-

rekturmaßnahmen zu verkn�pfen, die grund-

s�tzlich eine Einhaltung der Regel zeitnah,

etwa im n�chsten Haushaltsjahr, und even-

tuell auch die R�ckzahlung der aus der Fehl-

veranschlagung resultierenden Verschuldung

sicherstellen. So k�nnten insbesondere An-

reize zu unrealistischen Haushaltsans�tzen

einged�mmt werden. Daneben k�nnte f�r

einzelne volatile Kategorien erwogen wer-

den, eine Korrektur von Planabweichungen

nicht bereits im kommenden Haushaltsjahr,

sondern erst zeitverz�gert verpflichtend zu

machen. Dies w�re etwa bez�glich des um

5 Nach den VGR-Regeln ist die hier angesprochene Ver-
buchung der Investitionsausgaben außerhalb des Staats-
kontos nur dann zul�ssig, wenn ein Großteil der Risiken
vom privaten Partner �bernommen wird.
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konjunkturelle und außerordentliche Schwan-

kungen der gewinnabh�ngigen Steuern be-

reinigten Niveaus der Steuereinnahmen vor-

stellbar. Zur Korrektur k�nnte ein Abbaupfad

sowohl f�r positive als auch f�r negative Ab-

weichungen vorgeschrieben werden, was

tendenziell eine Schocks d�mpfende finanz-

politische Ausrichtung zur Folge h�tte (vgl.

hierzu auch den Anhang S. 63 ff.).

Bei unverzerrten Planungen und Prognosen

sollten sich Planverfehlungen �ber einen l�n-

geren Zeitraum in der Regel ausgleichen und

somit hieraus kein systematischer Schulden-

anstieg folgen. Gleichwohl sollte �ber die

Schuldenentwicklung und deren Begr�ndung

fortlaufend Bericht erstattet werden, nicht

zuletzt um �ber die gr�ßere Transparenz An-

reize zur strategischen Fehlveranschlagung zu

vermindern. Es k�nnte zudem erwogen wer-

den, beim �berschreiten einer festzulegen-

den Obergrenze die Tilgung aufgelaufener

Schulden verpflichtend zu machen. Hierf�r

k�nnte dann ein l�ngerer Zeitraum vorgese-

hen werden.

Falls die Haushaltsregeln die Verschuldung

aufgrund von Fehleinsch�tzungen der ge-

samtwirtschaftlichen Entwicklung oder auch

anders begr�ndeter �berraschender Entwick-

lungen prinzipiell zun�chst zulassen, m�ssten

sie mit h�heren – m�glicherweise mit institu-

tionellen �nderungen verbundenen – Anfor-

derungen an die Planung und Kontrolle sowie

die zugrunde liegenden Sch�tzungen ver-

kn�pft werden. Transparente und nachvoll-

ziehbare kurz- und mittelfristige Haushalts-

planungen und die regelm�ßige �ffentliche

Evaluierung des Vollzugs und der Abweichun-

gen sind von besonderer Bedeutung.

Um die Wirksamkeit der Regeln zu gew�hr-

leisten, sollten die Kontrollverfahren zur Ein-

haltung der Kreditgrenze gest�rkt werden.

Auch sind Vorgaben erforderlich, die im Fall

von Regelverletzungen hinreichende Korrek-

turen sicherstellen. Im Rahmen der parlamen-

tarischen Beratungen w�re dann zu pr�fen,

inwieweit die vorgelegten Haushaltsentw�rfe

und die mittelfristigen Finanzplanungen den

Vorgaben entsprechen, indem ausreichende

konkretisierte – gegebenenfalls regelgebun-

dene6) – Gegenmaßnahmen avisiert oder

bereits ergriffen sind.

Neuregelung der Schuldengrenzen

der Bundesl�nder

H�rtere Kreditgrenzen, �hnlich wie f�r den

Bund beschrieben, erscheinen auch f�r die

L�nder folgerichtig, zumal hier der gesamt-

staatliche Haftungsverbund einen zus�tz-

lichen Verschuldungsanreiz darstellen d�rfte.

In den Stadtstaaten �bertreffen die Schulden

je Einwohner sogar noch das beim Bund ver-

zeichnete Niveau, und auch in vielen Fl�chen-

l�ndern ist die Zunahme in den letzten Jahren

vor dem Hintergrund ihrer absehbaren um-

fangreichen Versorgungslasten bedenklich.

Selbst bei Umsetzung der in der Diskussion

zur Kreditbegrenzung ebenfalls er�rterten –

bei der Reform derzeit offenbar aber nicht

6 Vgl. zu Vorschl�gen f�r Korrekturverfahren: Deutsche
Bundesbank, Defizitbegrenzende Haushaltsregeln und
nationaler Stabilit�tspakt in Deutschland, Monatsbericht,
April 2005, S. 37.
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weiter verfolgten – Marktl�sung, bei der der

bundesstaatliche Haftungsverbund aufgel�st

wird und der Kapitalmarkt �ber steigende

Zinsen und Kreditrationierung vor unsolider

Finanzpolitik bewahren soll (vgl. dazu die

Ausf�hrungen auf S. 60 f.), scheint eine H�r-

tung der Haushaltsregeln auch f�r die Bun-

desl�nder geboten. Aufgrund ihrer sehr

unterschiedlichen Ausgangslagen (vgl. dazu

die oben stehende Abbildung) ist es derzeit

allerdings offen, ob sie sich ohne Weiteres

auf eine ambitionierte verfassungsm�ßige

Vorgabe verpflichten werden. Insbesondere

hohe Schuldenlasten einzelner L�nder sowie

teilweise fortbestehende Defizite erschweren

die Akzeptanz strengerer Regeln. Daher

wurde eine vollst�ndige �bernahme der L�n-

derschulden durch den Bund bei gleichzei-

tiger Verschiebung von Umsatzsteueranteilen

zum Ausgleich der Mehrbelastungen des

Bundes vorgeschlagen. Dies scheint aber

nach dem j�ngsten Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts zur Haushaltslage in Berlin, in

dem die Eigenverantwortung der L�nder aus-

dr�cklich betont wurde, problematisch. Hoch

verschuldete L�nder k�nnten die Verantwor-

tung f�r finanzpolitische Fehler der Vergan-

genheit so auf die bundesstaatliche Gemein-

schaft abladen, und auch die gegenw�rtigen

Konsolidierungsanstrengungen k�nnten bei

dieser Aussicht erlahmen. Weniger weitrei-

chend w�re es, aus Anlass der Regelh�rtung

einmalig einen Teil der Altschulden zum Ende

eines vergangenen Referenzjahres und die f�r

die betreffenden Zinszahlungen insgesamt

notwendigen Umsatzsteueranteile dem Bund

zu �bertragen.

Euro je Einwohner
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Schulden der Länder und Gemeinden im Jahr 2006 *)

Quelle: Statistisches Bundesamt. — * Kreditmarktschulden einschl. Kassenkredite am Jahresende.
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Deutsche Bundesbank

Zum disziplinierenden Einfl uss der Finanzmärkte auf die staatliche Haushaltspolitik

Haushaltsdefi zite des Staates werden in der Regel über eine 
Kreditaufnahme an den Kapitalmärkten fi nanziert. Die Boni-
tät des staatlichen Schuldners spiegelt sich dabei in den gefor-
derten Zinssätzen wider. Sind Marktteilnehmer aufgrund 
einer als zunehmend problematisch eingeschätzten Haus-
haltsentwicklung bezüglich der fristgerechten Bedienung der 
Schulden unsicher, werden für neue Staatsschuldtitel höhere 
Zinssätze verlangt. Steigende Risikoprämien machen die Kre-
ditfi nanzierung unattraktiver und können somit zu deren 
Begrenzung beitragen („Marktdisziplinierung“). Bei der Dis-
kussion über die Reform der Haushaltsregeln in Deutschland 
und die Vermeidung von Haushaltsnotlagen von Bundeslän-
dern spielt auch dieser Zusammenhang eine Rolle.

Voraussetzung für das Funktionieren der Marktdisziplinierung 
ist freilich, dass die Investoren länderspezifi sche Prämien für 
die emittierten Schuldpapiere verlangen, weil sie insbeson-
dere das Ausfallrisiko bei stark verschuldeten Bundesländern 
höher einschätzen als bei solchen mit solider Finanzpolitik und 
niedrigem Schuldenstand. Dies ist derzeit nicht beziehungs-
weise nur sehr eingeschränkt der Fall. Zwar ist mit höherer 
Pro-Kopf-Verschuldung tendenziell eine höhere Anleihe-
rendite verbunden (siehe die Trendlinie in nebenstehendem 
Schaubild), allerdings sind die Unterschiede recht gering.1) 
Die Bonität der Länder wird durch die Ratingagenturen der-
zeit als zumindest gut eingeschätzt. Dass Investoren trotz der 
Selbständigkeit der Länder im Hinblick auf die Haushaltspoli-
tik (Art. 109 Abs. 1 GG) und selbst bei teilweise umfangreicher 
Verschuldung und wenig wirksamen Kreditgrenzen in den 
Landesverfassungen kaum Risikoprämien verlangen, dürfte 
letztlich vor allem daran liegen, dass sie insgesamt auch vor 
dem Hintergrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben von 
einer Solidarhaftung des Bundes und der Länder ausgehen. 
Dies wird durch vergangene Hilfen für in „extreme Haushalts-
notlagen“ geratene Länder unterstützt, auch wenn das Bun-
desverfassungsgericht mit seinem das Hilfebegehren Berlins 
abweisenden Urteil aus dem Jahr 2006 die Eigenverantwor-
tung zuletzt hervorgehoben hat.

Um die disziplinierende Wirkung der Finanzmärkte zur Gel-
tung kommen zu lassen, wäre somit eine glaubwürdige Haf-
tungsbeschränkung im Bundesstaat erforderlich. Diese könnte 
sich auf die gesamten Schulden oder auch nur auf einen Teil 
beziehen. So befürwortet etwa die Mehrheit des Wissen-

schaftlichen Beirats beim Bundeswirtschaftsministerium, die 
sich für eine verstärkte Finanzmarktdisziplinierung im Bun-
desstaat ausspricht, das bündische Prinzip neben den Schul-
den für Ausgaben im vom Bund übertragenen Wirkungskreis 
nur noch für unvorhergesehene Notlagen wie Naturkatastro-
phen beizubehalten.3) In der Praxis dürfte hier aber eine klare 
Abgrenzung schwierig sein.

Gegen eine Abschaffung der Solidarhaftung wird vielfach 
eingewandt, dass derzeit hoch verschuldete Länder hierdurch 
umgehend in eine Haushaltsnotlage gebracht würden, da sie 
auslaufende Schuldtitel nur zu deutlich höheren Zinssätzen 
refi nanzieren könnten. Um dem Rechnung zu tragen, wird 
unter anderem vorgeschlagen, den Haftungsausschluss nur 
auf die ab einem bestimmten Stichtag anfallende Nettoneu-
verschuldung einzuführen.4) So könnten die alten Schulden zu 
günstigen Zinssätzen refi nanziert werden, während Kredite 
für neue Defi zite bei sehr hoch verschuldeten Ländern mit 
größeren Risikoaufschlägen verbunden wären. Dies würde 
insbesondere für Länder mit problematischer Schuldenlage 
den Anreiz reduzieren, Ausgaben über Kredite zu fi nanzie-
ren. Insgesamt dürften durch die zumindest teilweise ent-

1 Vgl.: K. Heppke-Falk und G. Wolff (2007), Moral hazard and bail-
out in fi scal federations: evidence for the German Länder, Diskussions-
papier des Forschungszentrums der Deutschen Bundesbank, Serie 1, 
Volkswirtschaftliche Studien, Nr. 7/2007 weisen in einer ökonomet-
rischen Studie ebenfalls eine signifi kante Reaktion der von den Län-
dern zu zahlenden Zinssätze auf die Höhe der Verschuldung nach. Der 
Umfang der Reaktion ist aber klein. — 2 Für Landesschatzanweisungen 
mit einer Restlaufzeit von 4 bis 7 Jahren. — 3 Vgl.: Wissenschaftlicher 

Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (2005), Zur 
fi nanziellen Stabilität des deutschen Föderalstaates, Dokumentation 
Nr. 551, S. 24. — 4 Vgl.: K. Konrad (2007), Vorschläge zur wirksamen 
Verschuldungsbegrenzung der Länder, Wirtschaftsdienst, 87. Jg. (9), 
S. 581-585. — 5 Vgl.: B. Jochimsen (2007), Haftungsbegrenzungen im 
internationalen Vergleich – Was kann Deutschland lernen?, in: Konrad/
Jochimsen (Hrsg.), Der Föderalstaat nach dem Berlin-Urteil, S. 135-154 
und B. Jochimsen (2007), Staatsschulden ohne Haftung – Eine Option 

Rendite in % 2)

Verschuldung in € pro Kopf
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fallende Solidarhaftung auch Länder mit besserer Haushalts-
lage höhere Finanzierungskosten hinnehmen müssen (durch 
Wegfall der Bundeshaftung, durch die Verpfl ichtungen der 
Banken zur Unterlegung risikobehafteter Kredite mit Eigen-
kapital und auch durch stärkere Stückelung der Schulden-
portfolios). Ein gewisses Gegengewicht könnte sich dagegen 
neben einer künftig grundsätzlich solideren Haushaltspolitik 
daraus ergeben, dass sich die Mitverantwortung für Über-
schuldungskrisen anderer Länder verringert.

Finanzmärkte dürften gleichwohl nur dann signifi kante Risi-
koaufschläge einfordern, wenn Investoren bei Zahlungsunfä-
higkeit eines Landes tatsächlich spürbare Verluste erwarten. 
Hierzu müsste der Haftungsausschluss glaubwürdig sein. 
Grundsätzlich kann dies in zweierlei Hinsicht in Frage gestellt 
sein. Zum einen könnten Investoren trotz gegenteiliger Rege-
lungen damit rechnen, dass der Bund und die anderen Länder 
im Ernstfall die politischen Kosten einer Zahlungsunfähigkeit 
vermeiden wollen und daher bereit sind, für die Schulden 
aufzukommen. Dieser politische Anreiz könnte allerdings mit 
einem geeigneten Insolvenzrecht, wie es zum Beispiel in den 
USA für die Gemeinden existiert, eingeschränkt werden. Zum 
anderen könnten Investoren auf ein Einspringen des Gesamt-
staates hoffen, wenn hohe gesamtwirtschaftliche Kosten zu 
erwarten wären („too big to fail“). Der Ausfall eines Bun-
deslandes könnte zu Instabilitäten des Finanzmarktes füh-
ren und die Kreditaufnahme anderer Gebietskörperschaften 
erheblich erschweren. Dem könnte entgegengewirkt werden, 
wenn bereits eine enger begrenzte Beteiligung der Gläubiger 
im Falle einer der Insolvenz vorgelagerten Haushaltsnotlage 
sichergestellt wird. Insgesamt könnte die Glaubwürdigkeit 
des Haftungsausschlusses aber auch gestärkt werden, wenn 
ein geeignetes Insolvenzrecht einen Rahmen für die Lasten-
verteilung zwischen Gläubigern und Schuldnern bei einem 
Ausfall des Schuldendienstes setzen und den Fortbestand des 
Bundeslandes sowie die Wahrnehmung seiner verfassungs-
mäßigen Aufgaben sichern würde.

Internationale Erfahrungen deuten darauf hin, dass Markt-
disziplin in Föderalstaaten durchaus implementiert werden 
kann.5) Dabei sind etwa in den USA Insolvenzen von lokalen 
Gebietskörperschaften selten. In diesen Fällen wurde mit dem 
Insolvenzrecht die Verteilung der Lasten zwischen Gläubigern 
und Schuldner, der diese an seine Bürger weitergeben musste, 

geregelt und der Fortbestand der Gebietskörperschaft gesi-
chert. Die meisten US-Staaten ergänzen Marktdisziplin aber 
zusätzlich mit Haushaltsregeln. Auch für die lokale Ebene 
gibt es in vielen Staaten wirksame Verschuldungsgrenzen.6) 
Die empirische Evidenz zeigt, dass die Anpassungsreaktion 
auf negative fi skalische Schocks von der Härte der jeweiligen 
Budgetinstitutionen abhängt.7) Insofern ist nicht eindeutig, 
inwieweit die geringe Anzahl der Insolvenzen und Fälle von 
Kreditrationierung gegenüber Gebietskörperschaften der 
Marktdisziplinierung zuzuschreiben ist.

Vor diesem Hintergrund ist es fraglich, ob selbst bei einem 
glaubwürdigen Haftungsausschluss die Finanzmarktreaktio-
nen groß genug sind, um ohne ergänzende Haushaltsregeln 
solide öffentliche Finanzen sicherzustellen und gegebenen-
falls kurzfristorientiertes politisches Verhalten zu beeinfl us-
sen. Soweit der starke Anstieg der Verschuldung deutscher 
Bundesländer dem Anreiz zuzuschreiben ist, Lasten über eine 
Haushaltsnotlage auf den Haftungsverbund zu schieben, 
dürfte ein Haftungsausschluss dem vorbeugen. Die polit-öko-
nomische Literatur zeigt allerdings eine große Bandbreite an 
Erklärungsansätzen für den Zuwachs der Schulden.8) Auch ist 
ein starker Anstieg der Schuldenquote des Bundes, der ange-
sichts des Umfangs seiner Kredite trotz bundesstaatlicher 
Hilfsverpfl ichtungen der Länder praktisch einem Haftungs-
ausschluss unterliegt, zu beobachten. Dies deutet darauf 
hin, dass Finanzmärkte erst ab sehr hohen Schuldenstän-
den so deutlich reagieren, dass politisches Verhalten beein-
fl usst wird. Empirische Studien zeigen, dass die Risikoprä-
mie zunächst schwach und mit zunehmender Verschuldung 
stärker wächst.9) Wenn fühlbare Zinssteigerungen eintreten, 
werden zur Abwehr einer Insolvenz stärkere Anpassungen 
erforderlich als bei vorgelagerten härteren Kreditgrenzen. 
Die Folge ist eine Beeinträchtigung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung und eine Lastverschiebung auf die dann 
betroffenen Generationen.

Alles in allem scheint es durchaus sinnvoll, über Regelungen 
zur Stärkung der Finanzmarktdisziplinierung für die Bundes-
länder etwa durch eine größere Beteiligung der Gläubiger bei 
Haushaltsnotlagen nachzudenken. Vorbeugende Haushalts-
regeln – wie sie nicht nur in den USA, sondern auch in der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion angewendet 
werden – sind aber kaum verzichtbar.

für deutsche Bundesländer?, in: Wirtschaftsdienst, 87. Jg. (8), S. 518-
524. — 6 Vgl.: P. G. Farnham (1988), The Impact of State Regulatory 
Activity on the Use of Local Government Debt, in: Journal of Urban 
Affairs, Vol. 10 (1), S. 63-76. — 7 Vgl.: J. Poterba (1994), State responses 
to fi scal crises: the effects of budgetary institutions and politics, in: Jour-
nal of Political Economy, Vol. 102 (4), S. 799-821. — 8 Für eine Übersicht 
vgl.: A. Alesina und R. Perotti (1995), The Political Economy of Budget 

Defi cits, IMF Staff papers, Vol. 42 (1). — 9 Vgl.: T. Bayoumi, M. Gold-
stein und G. Woglom (1995), Do Credit Markets Discipline Sovereign 
Borrowers? Evidence from U.S. States, in: Journal of Money, Credit, 
and Banking, Vol. 27 (4), S. 1046-1059 zeigen Nicht-Linearitäten für die 
USA; K. Bernoth, J. von Hagen und L. Schuknecht (2004), Sovereign Risk 
Premia in the European Government Bond Market, ECB Working Paper 
Series, No 369 weisen Nicht-Linearitäten für die Länder der EU nach.
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Grunds�tzlich sind auch im Hinblick auf die

Haushaltsregeln f�r die L�nder konjunkturelle

Einfl�sse zu ber�cksichtigen. Dies k�nnte

analog zu den diskutierten Regeln beim Bund

erfolgen. Alternativ k�nnten die konjunktu-

rellen Schwankungen aber auch vollst�ndig

vom Bund getragen werden, indem dieser

den L�ndern Steuereinnahmen etwa in H�he

eines bestimmten Anteils am Trend-BIP garan-

tiert.7) Eine konkrete Umsetzung w�re aller-

dings mit etlichen praktischen Problemen ver-

bunden. Außerdem m�sste darauf geachtet

werden, dass die regionale Wirtschaftsent-

wicklung ein hinreichend hohes Gewicht er-

h�lt, um einen Anreiz f�r deren Pflege zu

schaffen. Bei einem solchen System w�ren

die L�nderhaushalte weitgehend von Kon-

junktureinfl�ssen abgeschirmt und deren spe-

zielle Ber�cksichtigung in den Haushalts-

regeln nicht erforderlich.

Bei einer H�rtung der Haushaltsregeln scheint

es notwendig, den einzelnen L�ndern im Rah-

men einer Reform der Finanzverfassung mehr

Flexibilit�t an anderer Stelle zu geben. Die

�berwiegend aus Steuerertr�gen erzielten

Einnahmen werden maßgeblich durch bun-

desgesetzliche Regelungen bestimmt und

durch den L�nderfinanzausgleich weitgehend

nivelliert. Auf der Ausgabenseite sind schnelle

Anpassungen – auch nach der �bertragung

der Besoldungsrechtszust�ndigkeit auf die

L�nder mit der ersten Stufe der F�deralismus-

reform – nur begrenzt m�glich. So k�nnte

zur Ausweitung der Handlungsspielr�ume

der L�nder insbesondere an begrenzte Zu-

schlagsrechte auf L�nder- oder Einkommen-

steuern gedacht werden. Aufkommenswir-

kungen aus solchen Zusatzabgaben w�ren

dann im L�nderfinanzausgleich allenfalls zu

einem Teil zu ber�cksichtigen. Auch um

unterschiedlichen Pr�ferenzen in den einzel-

nen Bundesl�ndern bez�glich des Umfangs

der Staatsausgaben Rechnung tragen zu k�n-

nen, sollten sie ihre Einnahmen differenzierter

gestalten k�nnen als bislang.

Schlussbemerkungen

Die Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat

gezeigt, dass die Schuldengrenzen in

Deutschland unzureichend sind. Da k�nftige

Generationen auch aufgrund der demogra-

phischen Entwicklung durch die umlagefinan-

zierten sozialen Sicherungssysteme belastet

werden, erscheint es angemessen, zus�tzliche

Lasten aus der Staatsverschuldung m�glichst

eng zu begrenzen. Mit der Vorgabe eines

strukturellen Haushaltsausgleichs k�nnte dem

Rechnung getragen werden. Zudem w�rde

ein Widerspruch zu den europ�ischen

Haushaltsregeln vermieden, die diesen f�r

Deutschland bereits vorsehen. Auch die alter-

nativ erwogene Orientierung einer Ver-

schuldungsgrenze an den Nettoinvestitionen

k�nnte grunds�tzlich zielf�hrend sein. Aller-

dings scheint sie insbesondere bez�glich der

w�nschenswerten Transparenz und Eindeu-

tigkeit mit Nachteilen verbunden zu sein, und

sie k�nnte zu Konflikten mit den europ�i-

schen Vorgaben f�hren.

7 Vgl.: H. Grossekettler (2007), F�r einen Bundesstaat mit
zentralisierten Verschuldungskompetenzen, in: Konrad/
Jochimsen (Hrsg.), Der F�deralstaat nach dem Berlin-
Urteil, S. 89–104.
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Neben einer Verschuldungsm�glichkeit im

Fall von Naturkatastrophen und schweren Kri-

sen sollte insbesondere den konjunkturellen

Einfl�ssen auf die Staatsfinanzen Rechnung

getragen werden. Automatische konjunktu-

relle Fluktuationen des Finanzierungssaldos

einschließlich vor�bergehender Schwankun-

gen bei den gewinnabh�ngigen Steuern

k�nnten hingenommen werden, da sich Defi-

zite in Abschw�ngen und �bersch�sse in

g�nstigen Zeiten tendenziell ausgleichen soll-

ten. Nach Abschluss eines Zyklus sollte der

Schuldenstand dann nicht gestiegen sein.

�hnliches gilt f�r Defizite beziehungsweise

�bersch�sse aufgrund von Fehleinsch�tzungen

insbesondere hinsichtlich der gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung und der Steuerein-

nahmen. Dabei sollten m�glichst unverzerrte

Prognosen der Entwicklung der Gesamtwirt-

schaft und der einzelnen staatlichen Haus-

halte institutionell sichergestellt werden so-

wie eine umfassende regelm�ßige Analyse

der Haushaltsergebnisse erfolgen. Droht auf-

grund von Fehlsch�tzungen ein nachhaltiger

Zuwachs der Staatsverschuldung, w�ren m�g-

lichst zeitnah Korrekturmaßnahmen vorzuse-

hen.

Eine transparente Darstellung von Haushalts-

planungen und -ergebnissen ist eine wichtige

Voraussetzung f�r die wirksame Kontrolle

durch Parlamente und �ffentlichkeit sowie

die Wahrung von Haushaltsregeln. Die Klar-

heit der Regeln ist eine weitere Vorbedingung

f�r eine schnelle Feststellung von Verst�ßen,

deren Korrektur gegebenenfalls durch vorab

festzulegende regelgebundene Mechanismen

sichergestellt werden k�nnte. Insgesamt be-

steht die Chance, mit einer Reform der Haus-

haltsregeln im Rahmen der F�deralismus-

reform II einen wichtigen Schritt hin zu lang-

fristig tragf�higen Staatsfinanzen in Deutsch-

land zu machen.

Anhang:

Haushaltsregeln und

Prognoseunsicherheit

Haushaltsentwicklung mit Unsicherheit

verbunden

Bei der Ausgestaltung von Haushaltsregeln ist zu

ber�cksichtigen, dass sowohl die den Budgetpla-

nungen zugrunde liegende gesamtwirtschaftliche

Entwicklung als auch andere Einflussfaktoren mit

zum Teil erheblichen Unsicherheiten verbunden

sind. Im Haushaltsvollzug wird es daher regelm�ßig

– auch ohne zus�tzliche, kurzfristig getroffene

finanzpolitische Entscheidungen – zu Planabwei-

chungen kommen. Dies h�ngt damit zusammen,

dass insbesondere die Steuereinnahmen maßgeb-

lich von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,

den Wirkungen von Rechts�nderungen sowie Ver-

haltensanpassungen und Sonderfaktoren beein-

flusst werden, die teilweise schwer zu prognosti-

zieren sind. Aber auch bei den �brigen Haushalts-

positionen k�nnen Sch�tzfehler zu Planabwei-

chungen f�hren. Diese k�nnen als konjunkturbe-

dingt oder aus anderen Gr�nden als vor�berge-

hend eingestuft werden oder auch die trendm�-

ßige Entwicklung betreffen. Dabei kann sich im

Konjunkturelle
Schwankungen
hinnehmen,
Fehlentwick-
lungen
korrigieren

Transparente
Bericht-
erstattung und
klare Vorgaben
bei Verst�ßen
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Nachhinein aufgrund neuer gesamtwirtschaftlicher

Daten oder Erwartungen die Einsch�tzung des

konjunkturellen Einflusses in einem bestimmten

Jahr �ndern. Eine Quantifizierung konjunktureller

Einfl�sse wird dann relevant, wenn die Haushalts-

regeln – wie derzeit diskutiert – konjunkturberei-

nigte Zielwerte etwa f�r die staatlichen Defizite

vorgeben und konjunkturbedingte Abweichungen

ausdr�cklich zugelassen werden sollen.

Vor allem angesichts der Sch�tzunsicherheiten gilt

es zu kl�ren, wie mit Planabweichungen im Haus-

haltsvollzug umgegangen werden soll. Hierbei ist

zu beachten, dass sich die Prognosefehler im Zeit-

ablauf nicht unbedingt ausgleichen und dass sie

(im Fall von regelm�ßig zu optimistischen Erwar-

tungen) letztlich zu einem anhaltenden Schulden-

aufbau f�hren k�nnen, obwohl die Haushalts-

regeln in den Planungen (formal) beachtet wurden.

Planverfehlungen des Bundes seit Einf�hrung

der mittelfristigen Finanzplanung

Dass Fehleinsch�tzungen bei den Planungen von

erheblicher Bedeutung sind, wird anhand fr�herer

Soll-Ist-Abweichungen im Bundeshaushalt deut-

lich. Beim Blick auf den Finanzierungssaldo zeigt

sich, dass er bis zur Mitte der neunziger Jahre zu-

meist g�nstiger ausfiel als veranschlagt, w�hrend

danach die negativen Verfehlungen �berwogen

(siehe oben stehendes Schaubild). Neben Fehl-

sch�tzungen im engeren Sinne, beispielsweise auf-

grund von Unsicherheiten bez�glich der gesamt-

wirtschaftlichen Entwicklung oder der Wirkung

von Rechts�nderungen, k�nnen Differenzen auch

durch gezielte abweichende Maßnahmen im Haus-

haltsvollzug (z.B. bei den Ver�ußerungserl�sen)

verursacht worden sein.

in % des BIP

Abweichungen bei den konjunkturbereinigten Steuereinnahmen 1)

bei Haushaltsabschluss 2)

aus heutiger Sicht 3)

1970 75 80 85 90 95 00 2006

Maßstab vergrößert Abweichung Saldo

Abweichung Steuereinnahmen

Finanzierungssaldo

Finanzierungssaldo und Soll-Ist-Abweichungen*)

in den Bundeshaushalten seit 1970

* Soll für Jahr t laut Finanzbericht aus dem selben Jahr. Günstigeres Ergebnis als Soll: positiver Wert. —
1 Trendschätzung für konjunkturbereinigtes Soll in t basiert auf Mittelfristprojektion aus Jahr t−1. —
2 Neuschätzung der Trendkomponente basiert auf Mittelfristprojektion aus Jahr t+1. — 3 Neuschätzung
der Trendkomponente basiert auf Ist-Ergebnissen und auf Mittelfristprojektion des laufenden Jahres.
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Im Folgenden wird – �hnlich wie j�ngst vom Sach-

verst�ndigenrat8) – eine Analyse der Fehlsch�tzun-

gen und ihrer Bedeutung f�r die Haushaltsentwick-

lung durchgef�hrt. Die Untersuchung konzentriert

sich dabei auf die Steuereinnahmen, da diesbez�g-

liche Soll-Ist-Abweichungen zu einem großen Teil

auf Sch�tzfehlern im engeren Sinne beruhen d�rf-

ten.9) Abweichungen in den �brigen Haushaltspo-

sitionen werden ausgeblendet. Es zeigt sich, dass

die Soll-Ist-Abweichungen bez�glich des Finanzie-

rungssaldos und der Steuereinnahmen positiv kor-

reliert sind. Die Abweichungen im Finanzierungs-

saldo sind allerdings �ber die gesamte Periode ge-

sehen leicht positiv (Untersch�tzung), w�hrend sie

f�r die Steuereinnahmen in der Summe negativ

ausfallen (�bersch�tzung). Auch die Revisionen in

den Wachstumsraten des nominalen BIP waren im

Durchschnitt negativ, allerdings treffen Abw�rts-

revisionen der BIP-Wachstumsraten und des Finan-

zierungssaldos beziehungsweise der Steuereinnah-

men nicht immer zusammen. Dies deutet darauf

hin, dass es neben der Unsicherheit bez�glich der

am BIP gemessenen wirtschaftlichen Entwicklung

auch noch andere Ursachen f�r Planabweichungen

gibt.

Zur Bereinigung des Finanzierungssaldos um Kon-

junktureinfl�sse werden nachfolgend vereinfa-

chend lediglich die Steuereinnahmen als konjunk-

turabh�ngig ber�cksichtigt.10) Genauer wird davon

ausgegangen, dass bei einer Abweichung des

realen BIP von seinem Trend um 1% auch die

Steuereinnahmen um 1% von ihrem mittelfris-

tigen Normalniveau abweichen. Die Trend- und

Konjunkturkomponente des BIP werden mittels

des Hodrick-Prescott-Filters (Gl�ttungsparameter

l=100) gesch�tzt, der auf die Daten und die Pro-

jektion der Bundesregierung aus dem zum jeweili-

gen Zeitpunkt vorliegenden Finanzbericht ange-

wendet wird.11) Ein Vergleich mit den konjunktur-

bereinigten Steuereinnahmen (Jahr t) aus heutiger

Sicht zeigt, dass die Einsch�tzung hinsichtlich der

trendm�ßigen Entwicklung bei Haushaltsaufstel-

lung (Jahr t–1) gr�ßtenteils zu optimistisch war. Bei

Haushaltsabschluss (Jahr t+1) wurde dies jedoch

erst zum Teil erkannt (siehe Schaubild auf S. 64).

Zur Ber�cksichtigung von Fehleinsch�tzungen

im Rahmen von Haushaltsregeln

Bei Haushaltsregeln, die auf die trendm�ßige Ent-

wicklung zielen, sind Prognosen der gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung (auch f�r die mittlere

Frist) und der volatilen Steuereinnahmen ein wich-

tiger Bestandteil. Wenn verhindert werden soll,

8 Vgl. auch: Sachverst�ndigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) (2007), Staats-
verschuldung wirksam begrenzen. Im Unterschied zu den
hier vorgenommenen Berechnungen betrachtet der SVR
den Bundeshaushalt im Zeitraum 1995 bis 2005 und
zieht f�r die Echtzeit-Berechnung des Konjunktureinflus-
ses die jeweils f�r das betrachtete Haushaltsjahr in sei-
nem Jahresgutachten ver�ffentlichte BIP-Prognose heran.
9 Auch hier gibt es freilich Ausnahmen. So hatte man
sich beispielsweise im Dezember 2003 im Vermittlungs-
ausschuss von Bundesrat und Bundestag auf eine endg�l-
tige Fassung verschiedener Steuerrechts�nderungen ge-
einigt (unter anderem bzgl. des Abbaus verschiedener
Subventionstatbest�nde), die von den Ans�tzen abwich,
die im Bundeshaushaltsplan 2004 eingestellt waren.
10 Zwar unterliegen neben den Steuereinnahmen insbe-
sondere die arbeitsmarktbedingten Bundesausgaben ge-
wissen zyklischen Schwankungen. Diese d�rften nach
den j�ngsten Reformen aber deutlich geringer ausfallen,
da der Zuschuss an die Bundesagentur f�r Arbeit, die das
besonders konjunkturabh�ngige Arbeitslosengeld I finan-
ziert, verstetigt wurde.
11 Zur Analyse der Haushaltsentwicklung wird in der
Bundesbank zwar sonst ein analytisch verfeinertes disag-
gregiertes Konjunkturbereinigungsverfahren verwendet,
vgl.: Deutsche Bundesbank, Ein disaggregierter Ansatz
zur Analyse der Staatsfinanzen: die Entwicklung der �f-
fentlichen Finanzen in Deutschland in den Jahren 2000
bis 2005, Monatsbericht, M�rz 2006, S. 66 f. Das hier ge-
nutzte aggregierte Verfahren steht aber besser in Ein-
klang mit dem Ansatz im EU-Haushalts�berwachungsver-
fahren. Zur Sch�tzung des BIP-Trends muss das BIP einige
Jahre �ber das Sch�tzjahr hinaus fortgeschrieben wer-
den. Hierzu bieten sich die Mittelfristprojektionen der
Bundesregierung aus dem Fr�hjahr an. Der diesbez�g-
liche Sch�tzfehler wird dabei allerdings tendenziell �ber-
zeichnet, da die Sollzahlen des Haushaltsplans erst im
November auf Basis einer aktualisierten Prognose festge-
setzt werden.
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dass sich durch Fehlsch�tzungen systematisch

Schulden aufbauen, sollten diesbez�gliche Ent-

wicklungen regelm�ßig analysiert werden. Zudem

w�re zu �berlegen, ob gegebenenfalls Ausgleichs-

maßnahmen zu ergreifen sind. Polit-�konomische

�berlegungen legen dabei nahe, solche Aus-

gleichsverpflichtungen umso strenger zu fassen, je

gr�ßer der politische Gestaltungsspielraum bei den

Sch�tzungen ist.

Zur transparenten Darstellung k�nnten beispiels-

weise zum einen die konjunkturbedingten Finan-

zierungssalden nach Haushaltsabschluss bestimmt

und separat ausgewiesen werden. Zus�tzlich

k�nnten hierbei auch die erratischen und großen

vor�bergehenden Abweichungen der sehr volati-

len gewinnabh�ngigen Steuern von ihrem Normal-

niveau abgesch�tzt und ber�cksichtigt werden.

Hierbei sollte �hnlich wie bei der Konjunkturberei-

nigung ein standardisiertes Verfahren verwendet

werden (f�r eine grobe Absch�tzung siehe neben-

stehendes Schaubild).12) Wenn die Wirkungen der

Konjunktur auf den Staatshaushalt sowie die

diesbez�glichen Sch�tzfehler symmetrisch sind,

sollten sich diese Salden im Zeitverlauf ausglei-

chen. Allerdings zeigen Untersuchungen aus heu-

tiger Perspektive, dass in der Vergangenheit die

konjunkturbedingten Defizite bei Haushaltsab-

schluss aufgrund der regelm�ßig zu optimistischen

gesamtwirtschaftlichen mittelfristigen Erwartun-

gen im Durchschnitt �bersch�tzt wurden.

Zum anderen k�nnten die bei Haushaltsabschluss

ermittelten Fehlsch�tzungen der konjunkturberei-

nigten Steuereinnahmen13) separat dargestellt

werden. In diesem Zusammenhang k�nnte auch

ber�cksichtigt werden, dass sich Revisionen bei der

Einsch�tzung des konjunkturbereinigten Einnah-

menniveaus f�r ein einzelnes Jahr bei unver�nder-

ter Politik zumeist in die Zukunft fortschreiben

d�rften (Basiseffekt). Um starke erratische

Mrd €

Mrd €lin. Maßstab

Konjunkturkomponente

zusätzlicher vorübergehender Einfluss
bei gewinnabhängigen Steuern

1997 2006

log. Maßstab

Steuereinnahmen

Steuereinnahmen, bereinigt
um vorübergehende Einflüsse
und Rechtsänderungen

Steuereinnahmen
des Bundes *) und
vorübergehende Einflüsse **)

* Vor Abzug der Zahlungen an die Euro-
päische Union sowie der an die Bundes-
länder überwiesenen Bundesergänzungszu-
weisungen und Anteile am Energiesteuer-
aufkommen. — ** Konjunkturkomponente
und zusätzlicher vorübergehender Einfluss
bei gewinnabhängigen Steuern (letzterer
abgeschätzt anhand der Residuen aus dem
disaggregierten Ansatz zur Analyse der
Staatsfinanzen), vgl.: Deutsche Bundes-
bank, Ein disaggregierter Ansatz zur Analy-
se der Staatsfinanzen: Die Entwicklung der
öffentlichen Finanzen in Deutschland in
den Jahren 2000 bis 2005, Monatsbericht,
März 2006, S. 63 ff.
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12 Das Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern
schwankt auch bei gegebenem Rechtsstand deutlich st�r-
ker als sich durch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
erkl�ren l�sst. Diese Schwankungen werden von Kon-
junkturbereinigungsverfahren daher �blicherweise nicht
erfasst, und sie werden auch im Folgenden nicht ber�ck-
sichtigt. Die vor�bergehenden Einfl�sse bei den gewinn-
abh�ngigen Steuern sind zu unterscheiden von den Fehl-
sch�tzungen, wenngleich sie eine wichtige Ursache von
Prognosefehlern sind.
13 Abz�glich der Abweichungen aufgrund zwischenzeit-
licher Rechts�nderungen.
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in % des BIP

Maßstab verkleinert

Schätzfehler bezüglich der konjunkturbereinigten Steuereinnahmen 3)

und resultierende Schuldenentwicklung

kumulierte Fehler

Schätzfehler für jeweiliges Jahr 4)

verzögerter Abbau des Fehlers
(Basiseffekt) 5)

1970 75 80 85 90 95 00 2006

Konjunkturbedingte Defizite und resultierende Schuldenentwicklung

kumulierte Defizite 1)

kumulierte Defizite
bei Neuschätzung
aus heutiger Sicht 2)

Defizit 1)

Schulden und Guthaben aufgrund von
Konjunktureinflüssen und Fehlschätzungen

1 Schätzung des konjunkturbedingten Defizits des Jahres t basiert auf Steuerergebnis für t und Mittelfrist-
projektion aus Jahr t+1. — 2 Neuschätzung der Trendkomponente basiert auf Ist-Ergebnissen und auf
Mittelfristprojektion des laufenden Jahres. — 3 Defiziterhöhender Schätzfehler (d.h. Ergebnis ungünstiger
als erwartet): positiver Wert. — 4 Fehler der Schätzung aus t−1 für t aus Sicht des Jahres t+1. —
5 Basiseffekt eines Schätzfehlers der Höhe x für Jahr t wird wie folgt berücksichtigt: x in t+1, 2/3 ⋅ x in t+2,
1/3 ⋅ x in t+3, 0 ab t+4.
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Schwankungen in der Haushaltspolitik nach uner-

warteten trendm�ßigen Entwicklungen zu vermei-

den, k�nnte die R�ckf�hrung des durch diesen Ba-

siseffekt implizierten konjunkturbereinigten Defi-

zits oder �berschusses nicht unmittelbar, sondern

erst sukzessiv innerhalb eines mittelfristigen Zeit-

raums vorgeschrieben werden. Die w�hrend des

Abbauzeitraums auflaufenden weiteren Differenz-

betr�ge bez�glich des Saldos aus den nachfolgen-

den Haushaltsjahren w�ren dann ebenfalls zu er-

fassen. Daneben k�nnte auch ein gegebenenfalls

wachsender Bodensatz bei den zuvor erw�hnten

Fehlsch�tzungen der konjunkturellen Lage zus�tz-

lich ber�cksichtigt werden.

F�r Schulden aufgrund von Sch�tzfehlern k�nnte

außerdem eine Obergrenze festgelegt werden, bei

deren �berschreitung mittelfristig festgeschriebe-

ne Mindesttilgungen erfolgen m�ssten. Auf der

anderen Seite sollten dann aber auch Guthaben

erst ab �berschreiten einer entsprechenden

Grenze im Haushaltsplan verbraucht werden d�r-

fen. Durch die Festlegung einer Obergrenze f�r

sch�tzfehlerbedingte Schulden w�rde insbeson-

dere Anreizen zu systematischen Fehlsch�tzungen

begegnet. Indem gleichzeitig die Verwendung

m�glicher Guthaben begrenzt wird, k�nnte man

einen gewissen Korridor schaffen, in dem sowohl

positive als auch negative Sch�tzfehler hingenom-

men werden k�nnen, auch wenn hierdurch die

regul�re Haushaltsgrenze ex post verletzt w�rde.

Beispielrechnung f�r den Bundeshaushalt

Simulationsrechnungen auf Basis der Bundeshaus-

halte, Wirtschaftsprognosen und Soll-Ist-Abwei-

chungen f�r 1970 bis 2006 k�nnen r�ckblickend

beispielhaft die Entwicklung von Schulden bezie-

hungsweise Guthaben illustrieren, die sich auf-

grund von (gesch�tzten) Konjunktureinfl�ssen so-

wie Fehlsch�tzungen bez�glich der konjunkturbe-

reinigten Steuereinnahmen ergeben h�tten (siehe

Schaubild auf S. 67). Ausgehend vom Startjahr

1970 werden die konjunkturellen Defizite und die

konjunkturbereinigten Differenzbetr�ge bez�glich

der Steuereinnahmen, die sich f�r den Haushalt

eines Jahres (t) ergeben, jeweils aus Sicht des nach-

folgenden Jahres (t+1) und mittels der zu diesem

Zeitpunkt vorliegenden Daten und Prognosen be-

rechnet und f�r das Jahr t ausgewiesen. Unterstellt

wird beispielhaft die Entwicklung bei R�ckf�hrung

der beim Haushaltsabschluss aufgedeckten Sch�tz-

fehler bez�glich der konjunkturbereinigten Steuer-

einnahmen in drei gleichen Schritten (Basiseffekt).

Dabei zeigt sich, dass sich �ber den gesamten Zeit-

raum Schulden aufgrund der in Echtzeit ermittel-

ten konjunkturellen Defizite aufbauen. Zu Schul-

den aufgrund von Sch�tzfehlern bez�glich der

konjunkturbereinigten Steuereinnahmen kommt

es vor allem in den letzten zehn Jahren. Der mittel-

fristige Anstieg der „konjunkturbedingten Schul-

den“ ergibt sich dabei daraus, dass in der Beispiel-

rechnung die konjunkturbedingten Defizite bei

Haushaltsabschluss aufgrund der vergleichsweise

optimistischen Erwartungen hinsichtlich der weite-

ren wirtschaftlichen Entwicklung regelm�ßig zu

hoch angesetzt werden. Spiegelbildlich werden die

Sch�tzfehler hinsichtlich der konjunkturbereinigten

Steuereinnahmen zu diesem Zeitpunkt zu niedrig

veranschlagt. Zusammen genommen summieren

sich die Fehlbetr�ge bei Echtzeit-Betrachtung auf

ann�hernd 125 Mrd 3 (knapp 5 1�2 % des BIP) im

Jahr 2006.




